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Fachstelle Nachbarschaft, Vechta

In der Stadt Vechta entsteht mit der „Fachstelle Nachbar-
schaft“ ein niedrigschwelliges Unterstützungsnetzwerk, 
das älteren Menschen möglichst lange ein selbstständiges 
und selbstbestimmtes Leben im gewohnten Umfeld er-
möglichen soll.
  Umsetzung durch Arbeitsgruppe „selbstgestALTER“  

der Sozialstation Nordkreis Vechta auf Grundlage einer 
Bedarfsanalyse; unterstützt durch die Kommune

  Niedrigschwellige und bürgernahe Kontakt aufnahme, 
Beratung und Betreuung bei nicht-pflegerischen  
Angelegenheiten und zur Prävention von stationärer 
Pflegebedürftigkeit

  Vernetzung der Bewohnerschaft untereinander und  
mit lokalen Akteuren (Quartiersmanagement)

  Ausbildung von Ehrenamtlichen zur Unterstützung  
und Alltagsbegleitung älterer Menschen

  Geplante Überführung und Verstetigung der Fachstelle 
in den Verantwortungsbereich der Kommune

  Gefördert im Nds. Förderprogramm „Wohnen und  
Pflege im Alter“, www.wohnenundpflege.fgw-ev.de

WIR 
FÜR 
UNS

Wir bringen uns für unsere Nachbarschaft ein und 
nehmen dabei Rücksicht auf die „Schwächeren“.

Eine Anregung der Bürger rund um den Lattweg

Wir machen den ersten Schritt und begrüßen  
neue Nachbarn.

FÜR 
EIN GUTES 

MITEINANDER

Wir nehmen uns Zeit für ein kurzes Gespräch  
miteinander.

Wir geben darauf Acht, dass es unserem  
Nachbarn gut geht und besuchen ihn ab und an.

Wir sind gerne bereit Hilfe zu geben, sofern  
wir dazu in der Lage sind.

Wir bitten unseren Nachbarn um Unterstützung.  
Er kann von sich aus nicht wissen, wie er helfen kann.

Wir versuchen gemeinsam Lösungen  
für Probleme zu finden.

Wir organisieren gemeinsam kleine Feste oder 
Treffen. Jeder bringt sich so ein, wie er kann.

selbstgestALTER

gefördert vom Land Niedersachsen

„Wir für uns!“ Aufbau eines  
nachbarschaftlichen  
Unterstützungsnetzwerks

Projektträgerin
Sozialstation Nordkreis Vechta gGmbH
Dominikanerweg 60, 49377 Vechta
Ansprechpartnerinnen: Sarah Bramlage, Janine Devers
E-Mail: info@sstvechta-selbstgestalter.de 

www.sstvechta-selbstgestalter.de

FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e.V.,  
Bundesvereinigung
Hildesheimer Straße 15
30169 Hannover

www.fgw-ev.de
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für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Öffentliche Beteiligungsverfahren im  
Rahmen der Bedarfsanalyse und zum  
Aufbau der Fachstelle Nachbarschaft
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Deshalb unterstützt das Niedersächsische Sozialmi-

nisterium mit dem Förderprogramm „Wohnen und 

Pflege im Alter“ neue Wege des selbstbestimmten 

Wohnens für Seniorinnen und Senioren mit 1 Milli-

on Euro jährlich. Seit 2015 wurden bereits mehr als 

40 Modellprojekte in ganz Niedersachsen gefördert. 

Die fachliche Begleitung hat das FORUM Gemein-

schaftliches Wohnen e.V., Bundesvereinigung mit 

Sitz in Hannover übernommen.

Diese Broschüre mit einem Schwerpunkt ambulant 

betreuter Wohngemeinschaften stellt die Erfahrun-

gen verschiedener Modellprojekte vor. Nachmachen 

ist ausdrücklich erwünscht! Auch besondere Heraus-

forderungen im rechtlichen oder baulichen Bereich 

werden thematisiert. Das macht diese Publikation zu 

einem wichtigen Nachschlagewerk für alle, die sich 

für das Thema selbstbestimmtes Wohnen im Alter 

interessieren.

Ihre

Dr. Carola Reimann
Niedersächsische Ministerin für Soziales, 	
Gesundheit und Gleichstellung

Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

haben Sie schon einmal darüber nachgedacht, wie 

und wo Sie im Alter leben möchten? Vielleicht geht 

es Ihnen wie den meisten Seniorinnen und Senioren: 

Sie möchten so lange wie möglich selbstständig und 

selbstbestimmt in den eigenen vier Wänden bleiben. 

Das ist jedoch aufgrund von Krankheit oder körper-

licher Einschränkung nicht immer möglich oder die 

Wohnung entspricht nicht den Bedürfnissen älterer 

Menschen.

Dann können neue Wohnformen, die Angebote für 

Wohnen und Hilfe verknüpfen, für pflegebedürftige 

Menschen eine Alternative zu stationären Pflegeein-

richtungen sein. Ein Beispiel sind ambulant betreute 

Wohngemeinschaften im vertrauten Umfeld. Die 

Bewohnerinnen und Bewohner erhalten so viel 

Unterstützung wie nötig ist, behalten aber soweit 

wie möglich ihre Eigenständigkeit und Privatsphäre. 

Gerade in ländlichen Regionen sind solche neuen 

Wohnformen ein wichtiger Baustein für eine dezent-

rale pflegerische Versorgung.
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Das Niedersächsische Förderprogramm 
„Wohnen und Pflege im Alter“

Das Wohnen und die Pflege für ältere Menschen 
stellen zentrale Herausforderungen für das zukünfti-
ge Zusammenleben in unserer Gesellschaft dar. Mit 
dem Förderprogramm „Wohnen und Pflege im Alter“ 
fördert das Land Niedersachsen vielfältige Modellpro-
jekte, die neue Antworten auf die Fragen einer älter 
werden Gesellschaft geben. Die Schwerpunkte des 
Programms sollen im Folgenden dargestellt werden.

1.1 	   Ausgangslage

1

Unsere Gesellschaft wird immer älter. Bereits heute 

zeigt sich der zunehmende Anteil älterer sowie hoch-

altriger Menschen in den Städten und Gemeinden. 

Mit einer kontinuierlich steigenden Lebenserwar-

tung und dem Eintritt geburtenstarker Jahrgänge 

der Nachkriegszeit in das Rentenalter wird dieser 

zukünftig weiter ansteigen. Diese Entwicklung wirkt 

sich auch auf die demografische Entwicklung in 

Niedersachsen aus: Nach den Bevölkerungsdaten 

des Landesamtes für Statistik Niedersachsen (LSN) 

lebten Ende 2015 fast 1,7 Millionen Menschen im Al-

ter von 65 Jahren oder älter im Land. Dies entspricht 

einem Anteil von 21,5 % der Gesamtbevölkerung.

Die Verteilung zwischen Stadt und Land und zwi-

schen den einzelnen Regionen Niedersachsens ist 

dabei sehr unterschiedlich: Während prosperie-

rende Regionen und Großstädte eine hohe Anzie-

hungskraft für junge Menschen entfalten, steigt in 

Regionen mit einer stagnierenden oder schrump-

fenden Bevölkerungsentwicklung der Anteil älterer 

Menschen weiter an. Dies lässt sich etwa in den 

ländlich geprägten Landkreisen Südniedersachsens 

(z.B. Goslar: 26,8 % oder Altkreis Osterode am Harz: 

27,9 %), den Küstenregionen (z.B. Cuxhaven: 24,4 % 

oder Friesland: 25,3 %) oder im Wendland (z.B. 	

Lüchow-Dannenberg: 26,1 %) beobachten. 
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Mit dem steigenden Anteil älterer Menschen erhöht 

sich auch die Anzahl derer, die nicht mehr alleine 

leben können und auf Unterstützungs- oder Pflege-

leistungen angewiesen sind. Die Tragweite dieser 

gesellschaftlichen Entwicklung lässt sich anhand 

der Daten zum Empfang von Leistungen nach dem 

Pflegeversicherungsgesetz (SGB XI) verdeutlichen: 

Die im Januar 2017 vorgelegte Pflegestatistik für 

Niedersachsen zeigt, dass Ende 2015 im Land fast 

318.000 Personen Leistungen nach dem Pflegever-

sicherungsgesetz erhalten haben. Laut LSN ist die 

Zahl der Leistungsempfangenden damit gegenüber 

dem Jahresende 2013 um 10,2 % gestiegen und wird 

für das Jahr 2030 auf gut 400.000 Pflegebedürftige 

prognostiziert. 

Das Ideal eines Lebens im Alter: selbstbe-
stimmt, selbstständig, sozial eingebunden

Der größte Anteil der pflegebedürftigen Menschen 

lebt in Niedersachsen wie anderswo in der eigenen 

Häuslichkeit und wird von pflegenden Angehörigen 

versorgt. 

In der gewohnten Umgebung ihres Quartiers oder 

ihres Dorfes fühlen sich ältere Menschen in der Re-

gel wohl und verstehen sich als Teil des Gemeinwe-

sens. Insbesondere das soziale Miteinander fordert 

sie und fördert ihre geistige und körperliche Vita-

lität. Sofern Pflege- und Unterstützungsleistungen 

dennoch notwendig werden, können diese häufig 

von Angehörigen, Freunden oder Ehrenamtlichen, 

unterstützt durch ambulante Dienstleister, die die 

Grundversorgung sicherstellen, geleistet werden. 

Aufgrund dieser Vertrautheit und sozialen Nähe 

kann insbesondere das häusliche Wohnen in der 

Nachbarschaft – ob mit oder ohne Pflegebedürftig-

keit – als Ideal eines selbstbestimmten, selbststän-

digen und sozial eingebundenen Lebens im Alter 

angesehen werden. 

Doch mit dem demografischen Wandel sind diese 

lokalen Strukturen in den Quartieren und Dörfern 

zunehmend gefährdet und müssen an die veränder-

ten Rahmenbedingungen angepasst werden. So sinkt 

die familiäre Unterstützung, da generell auf weniger 

Kinder zurückgegriffen werden kann, die pflegenden 

Angehörigen, in der Regel die Töchter und Schwie-

gertöchter, sind zunehmend erwerbstätig, und sie 

sind aufgrund der Mobilitätsanfordernisse unserer 

Gesellschaft weniger präsent. Auch aufgrund einer 

höheren Lebensarbeitszeit sind sie zunehmend selte-

ner in der Lage, ihre Eltern und Schwiegereltern im 

erforderlichen Maße zu unterstützen. 

Die Schaffung von altengerechtem Wohnraum, 

einem inklusiven Wohnumfeld und sozialer Inf-

rastruktur stellt für die Städte und Gemeinden in 

Niedersachsen eine zentrale Zukunftsaufgabe der 

Daseinsvorsorge dar. Insbesondere die Kommunen, 

die Wohnungs- und Pflegewirtschaft oder zivilge-

sellschaftliche Akteure sind gefragt, um für diese 

Herausforderung neue innovative Konzepte zu ent-

wickeln und die Lebensqualität für alle Generationen 

in den Städten und Gemeinden zu sichern. Dadurch 

wird ein selbstbestimmtes Leben im Alter möglich.



6

Mit dem Ziel, das selbstbestimmte Leben im Alter 

in einer häuslichen Umgebung zu fördern, hat das 

Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung im Jahr 2015 das Förderprogramm 

„Wohnen und Pflege im Alter“ ins Leben gerufen. Ziel 

des Förderprogramms ist es, regional beispielgeben-

de Projekte, insbesondere im ländlichen Raum, zu 

fördern. Diese dienen dazu, in Niedersachsen neue 

Formen für das Wohnen und die Pflege im Alter um-

zusetzen und damit die verschiedenen ambulanten 

Angebote zu verbessern. 

Wohnen und Pflege im Alter – Eine 	
Förderung für die modellhafte Umsetzung 
neuer Konzepte und Ideen
 
Für die Förderlaufzeit von 2015 – 2020 stehen im 

Programm „Wohnen und Pflege im Alter“ jährlich 

eine Million Euro bereit. Für einzelne Projekte

kann jeweils eine Zuwendung von bis zu 100.000 € 

bewilligt werden. Der Landesanteil an den zuwen-

dungsfähigen Ausgaben beträgt maximal 50 %. 

Anträge auf Zuwendungen sind jeweils im Jahr vor 

dem Zuwendungsbeginn zum Stichtag 01. August 

bei der zuständigen Bewilligungsbehörde, dem 

Niedersächsischen Landesamt für Soziales, Jugend 

und Familie, einzureichen. Zuwendungsempfänge-

rinnen und Zuwendungsempfänger sind natürliche 

oder juristische Personen. Auch Privatpersonen und 

Kommunen können somit Förderanträge stellen. Die 

inhaltlichen Schwerpunkte sind dabei bewusst offen 

gehalten, um neuen Ideen Raum zu geben. Das Land 

gewährt Zuwendungen für Investitionen; d.h. Neu- 

und Umbauten zur Schaffung alters- und pflegege-

rechter Wohnungen und Wohngemeinschaften und 

einer alters- und pflegegerechten Wohnumfeld- bzw. 

Quartiersinfrastruktur. Weiterhin werden nicht-in-

vestive Vorhaben zur Umsetzung der Förderziele ge-

1.2   Schwerpunkte und Ziele des Förderprogramms

der Autor

währt. Insbesondere bezieht sich dies auf Sach- und 

Personalkosten für den Aufbau verbindlicher Nach-

barschaftsinitiativen, ambulant betreuter Wohnge-

meinschaften, quartiersbezogener Unterstützungs-

netze (Quartiersmanagement) oder pflegerischen 

Infrastrukturen – auch in technisch unterstützender 

Form. Das FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e.V., 

Bundesvereinigung unterstützt Akteurinnen und Ak-

teure mit fachlicher Begleitung bei der Umsetzung 

neuartiger Projekte. Dies beinhaltet etwa die Öffent-

lichkeitsarbeit zum Programm, die Organisation von 

Fortbildungen und Wissenstransfer sowie Evaluie-

rung und Dokumentation der Projekte.
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In den ersten drei Förderperioden (2015, 2016 und 

2017) des Programms „Wohnen und Pflege im Alter“ 

wurden bereits 41 Einzelprojekte in ganz Nieder-

sachsen gefördert. In den Maßnahmen spiegelt sich 

eine große Vielfalt der Akteurinnen und Akteure, 

Handlungsfelder und regionalen Besonderheiten 

im Land wider. So werden im Programm Projekte 

von sehr unterschiedlichen Antragstellerinnen und 

Antragstellern wie etwa Kommunen, Wohnungsbau-

gesellschaften, sozialwirtschaftlichen Unternehmen 

und ambulanten Pflegediensten, Kirchengemeinden, 

Bürgerinitiativen, Wohngruppen oder Privatinvesto-

rinnen und -investoren gefördert. Sowohl im städ-

tischen als auch im ländlichen Kontext des Landes 

realisieren sie vielfältige neue Ansätze. Dabei haben 

sich folgende Themenschwerpunkte herauskristalli-

siert: 

◆	 Bau von alters- und pflegegerechtem Wohnraum

◆	 Ambulant betreute Wohngemeinschaften

◆	 Gemeinschaftliche Wohnprojekte

1.3   Aktueller Stand des Förderprogramms

◆	 Nachbarschaftsinitiativen

◆	 Quartiersbezogene Unterstützungsnetze

◆	 Technische Infrastrukturen.

Bei allen positiven Effekten durch die geförderten 

Projekte zeigt die Praxis, dass nicht alle neuen Ideen 

und Konzepte auf Anhieb erfolgreich sind und 

dass bei der Umsetzung neuer Konzepte auch neue 

Schwierigkeiten und Herausforderungen auftau-

chen. Daher sollen die wertvollen Erfahrungen aus 

den Modellprojekten für die Konzeption zukünftiger 

Projekte nutzbar gemacht werden und Projektträger 

bei der Entwicklung neuer Wohn-, Wohn-Pflege- und 

Quartierskonzepte unterstützen.

Alle Informationen zum Nieder-
sächsischen Förderprogramm „Wohnen 
und Pflege im Alter“ finden Sie auf der Website
wohnenundpflege.fgw-ev.de.
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Neue Wege der Daseinsvorsorge 
und der sozialräumlichen Entwicklung

Was ist Daseinsvorsorge? Der Begriff ist schillernd, 
vielfältig, wandelbar und dennoch seit geraumer Zeit 
in aller Munde. 
Einfache Antworten scheint es nicht zu geben. Ganz 

allgemein umfasst der Begriff Daseinsvorsorge 

öffentliche Güter und Dienstleistungen, die dem 

Allgemeinwohl und der Lebensentfaltung der Men-

schen dienen. Sie sind für ein gutes Leben notwen-

dig und sollten zu sozialverträglichen Preisen und in 

angemessener Erreichbarkeit jedem zur Verfügung 

stehen. Dazu zählen z.B. die Wasserver- und Ab-

wasserentsorgung sowie Elektrizität. Verschiedene 

Studien zeigen, dass die Bürger sich neben dieser 

technischen Grundversorgung  an ihren Wohnorten 

ärztliche Versorgung, gute Schulen, den Lebens-

mittelladen, Kinder- und Seniorenbetreuung sowie 

die Anbindung an den Öffentlichen Nahverkehr 

wünschen. Sie erwarten, dass Staat und Kommunen 

dafür Sorge tragen. Lange Zeit war umstritten, ob 

2

Kindergärten Teil der Daseinsvorsorge sind. Heute 

sind die Kommunen verpflichtet, jedem Kind einen 

Platz anzubieten. Ebenso erwarten wir heute schnel-

les Internet vor unserer Haustür. Der Anschluss an 

die digitale Welt ist zu einem Teil der öffentlichen 

Daseinsvorsorge geworden. Aber was ist mit dem 

Sportverein? Oder die Bürgergemeinschaft Wahren-

holz aus einem der folgenden Beispiele. Zählen auch 

die zur Daseinsvorsorge? Die Seniorenwohngemein-

schaft eines kommunalen Bauunternehmens oder 

Angebote der Tages- und Verhinderungspflege eines 

kirchlichen Trägers? Und die „Alte Schmiede“ in Ot-

tenstein, ein Dorftreffpunkt für die gesamte Bevölke-

rung mit Gemeinschaftsräumen und barrierefreien 

Wohnungen? Ist das auch öffentliche Daseinsvorsor-

ge? Viele dieser Einrichtungen für das (Zusammen-)

leben werden gerade nicht vom Staat angeboten.

Wie man es dreht und wendet, der Begriff Daseins-

vorsorge bleibt unklar. Auch die Gesetze helfen nur 

Prof. Dr. Peter Dehne, Hochschule Neubrandenburg 
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bedingt weiter. Eine unmittelbare Pflicht, für Staat 

und Kommune zu handeln, lassen sich nur aus we-

nigen Spezialgesetzen ableiten. Drei Dinge werden 

an den Beispielen jedoch deutlich. Erstens: Das 

Verständnis, was für die Lebensentfaltung notwen-

dig ist, scheint sich zu verändern. Zweitens: Diese 

Unterstützung wird nicht ausschließlich vom Staat 

und den Kommunen erbracht. Und drittens: Es gibt 

vielfältige Möglichkeiten und Wege dem Einzelnen 

zu helfen. 

Am Ende führt das zu einem veränderten Verständ-

nis von Daseinsvorsorge, ausgelöst von und ausge-

richtet auf den Wandel in der Gesellschaft. Globa-

lisierung, Demografischer Wandel, Klimawandel, 

Energiewende, Wissensgesellschaft oder die Digita-

lisierung der Arbeits- und Lebenswelten bestimmen 

die öffentlichen Diskussionen. Damit verändern sich 

die Rahmenbedingungen für die eigene Lebensge-

staltung. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten und 

Lebensmodelle für den Einzelnen scheinbar vielfäl-

tiger und unübersichtlicher. Viele kommen damit 

mehr oder weniger gut zurecht. Anderen fehlen 

Ressourcen und Unterstützung, aus ihren Fähigkei-

ten das Beste zu machen. Das gilt insbesondere für 

das Leben im Alter. 

Für alte Menschen sind vor allem drei 	
Aspekte veränderter gesellschaftlicher 	
Rahmenbedingungen von Bedeutung:
1.	 Im Kern ist der viel zitierte demografische 

Wandel geprägt durch die Alterung der Gesell-
schaft. Mit dem Übergang der Babyboomer in 

die Nacherwerbsphase wird der Anteil der über 

65jährigen und der Hochbetagten in den nächs-

ten Jahren noch einmal deutlich zunehmen. 

Darin stecken einerseits Potenziale. Alte Men-

schen verfügen über außerordentlich viel Wissen 

und Lebenserfahrungen. Die meisten bieten das 

gerne ihren Enkeln, Freunden und Nachbarn 

an. Gesellschaftliche Teilhabe und Engagement 

benötigen aber Förderung und spezielle Struktu-

ren. Andererseits nimmt die körperliche Leis-

tungsfähigkeit mit dem Alter ab und das Risiko 

chronisch zu erkranken zu. Ein deutlich höhe-

rer Anteil alter Menschen erfordert zukünftig 

deutlich mehr Angebote für Hilfe, Unterstützung 

und Pflege. Schon jetzt sind die Familien häufig 

gar nicht mehr in der Lage, dies zu leisten. Die 

Kinder haben weniger Zeit und Möglichkeiten, 

sich um die Pflege ihrer Eltern zu kümmern. 

Entweder wohnen sie nicht mehr in der Nähe; 

oder sie sind durch Beruf, eigene Kinder und ihre 

Lebensgestaltung so eingebunden, dass ihnen die 

Zeit und Kraft fehlt. Damit stellt sich die Frage, 

wie zukünftig Hilfe und Pflege in der alternden 

Gesellschaft organisiert und finanziert werden 

können. 

2.	 Noch einmal schärfer wird es in Quartieren, Or-
ten und Regionen mit vermeintlich schlech-
teren Rahmenbedingungen zum Leben. In den 

größeren Städten wird es schwieriger, bezahlba-

ren Wohnraum für das Leben im Alter zu finden. 

In prekären Wohnquartieren verschlechtert sich 

die Qualität der öffentlichen und privaten Versor-

gung. Auf den Dörfern schließen Schulen, Läden 

und Arztpraxen. Jüngere, gut Ausgebildete, ziehen 

weg. Die Qualität der Daseinsvorsorge bestimmt 

wesentlich die Qualitäten und Zukunftschancen 

des Wohnortes. Werden diese Angebote weniger, 

verlieren die Städte und Dörfer an Attraktivität. 

Zurück bleiben die alten Menschen. Schon jetzt 

sind viele Dörfer im dünn besiedelten ländlichen 

Raum überaltert. Der Anteil alter Menschen wird 

hier noch einmal deutlich zunehmen. Die Ge-

staltung der Lebensbedingungen für ein gutes, 

selbstbestimmtes Leben im Alter wird damit zum 

zentralen kommunalen Thema. 

3.	 Individualisierung und größere Eigenverantwort-

lichkeit führen schließlich zu mehr Möglichkei-

ten der eigenen Lebensgestaltung und zu einer 

Pluralisierung der Lebensstile. Das gilt auch 

und gerade für das Leben nach dem Beruf. Viele 

sehen darin eine Chance, ihre Vorstellungen von 

einem guten Leben zu verwirklichen und ihre in-

dividuellen Stärken und Vorlieben zu nutzen. Sie 

reisen, kümmern sich um die Enkel, gehen ihren 



10

Hobbies nach oder engagieren sich in der Nach-

barschaft. Andere haben dazu nicht die Kraft und 

die Chancen, weil sie wenig Geld haben, gesund-

heitlich eingeschränkt sind oder ihnen Wissen 

fehlt. Gerade sie brauchen Hilfe und Unterstüt-

zung von Dritten. Nicht nur die Pflegeschere 

öffnet sich. Auch die soziale Kluft innerhalb der 

älteren Generation droht sich zu vergrößern. 

Letztlich bedeuten alle drei Aspekte eines: 
Staat, Kommunen und Gesellschaft müssen 
sich auf Vielfalt und Unterschiede ein-	
stellen; Unterschiede von Lebensstilen, Ansprüchen 

und räumlichen Rahmenbedingungen. Dies gilt auch 

und ganz besonders für das Verständnis und die Ge-

staltung von Daseinsvorsorge. Aus der Frage: Was ist 

Daseinsvorsorge, wird dann die Frage: Worum geht 

es wirklich? Was ist Ziel und Zweck der Daseinsvor-

sorge? 

Die Antwort scheint klar zu sein. Letztlich geht es 

darum, jeden in die Lage zu versetzen, ein gutes 

Leben, eigenständig und selbstbestimmt in der 

Gemeinschaft zu führen. Dazu gehört auch, diese 

mitbestimmen und mitgestalten zu können. Daseins-

vorsorge muss dann mehr sein als nur die Erbrin-

gung von Gütern und Dienstleistungen, mit denen 

die Menschen zu passiven Leitungsempfängerinnen 

und Leistungsempfängern werden. Leistungen wie 

Nahverkehr, Ärzte oder Krankenhäuser sind vielmehr 

immer nur Mittel zum Zweck und nicht der Zweck 

an sich. Für Gesundheit können Bewegung und das 

soziale Umfeld mindestens ebenso wichtig sein wie 

das Krankenhaus in der Nähe. Mobilität wird heute 

und in Zukunft auch über neue Mobilitätsformen 

und neue Kommunikationsmedien erbracht. Viel-

mehr sollte die Daseinsvorsorge als umfassendes 
Unterstützungssystem verstanden werden, das 
auf Befähigung ausgerichtet ist. Was benötigt der 

Einzelne, um seine Fähigkeiten für ein gutes, eigen-

ständiges und selbstbestimmtes Leben zu nutzen? 

Und wer kann etwas dazu beitragen? Letztlich tragen 

nicht nur Staat und Kommunen dafür die Verantwor-

tung. Jede und jeder Einzelne hat die soziale Verant-

wortung und ist gefordert, die eigenen Fähigkeiten 

einzubringen und andere zu befähigen. Dieser 

Ansatz der Befähigung zu einem guten Leben geht 

zurück auf den indischen Wirtschaftswissenschaft-

ler und Philosophen Amartya Sen und die amerika-

nische Rechtswissenschaftlerin Martha Nussbaum. 

Der 7. Altenbericht der Bundesregierung „Sorge und 

Mitverantwortung in der Kommune – Aufbau und 

Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften“ hat den 

Befähigungsansatz aufgenommen und zur Grundla-

ge seiner Empfehlungen an die Kommunen gemacht. 

Je älter ein Mensch wird, desto kleiner wird oft sein 

Aktionsradius und desto mehr wird sein Wohnort 

zum Lebensmittelpunkt. Für ältere Menschen hat 

der Wohn- und Lebensort deshalb mehr noch als für 

jüngere Menschen eine besondere Bedeutung. Die 

Wohnung der Menschen ist ihr „Zuhause“. Im Um-

feld der Wohnung sind sie unterwegs, hier versorgen 

sie sich mit vielen Gütern ihres täglichen Bedarfs, 

hier nehmen sie viele Dienstleistungen in Anspruch, 

hier verbringen sie Teile ihrer Freizeit. Ältere Men-

schen engagieren sich häufig vor Ort für das Ge-

meinwohl und verwirklichen Sorge und Mitverant-

wortung. Die Unterstützung, Versorgung und Pflege 

gesundheitlich eingeschränkter älterer Menschen ist 

räumlich weitgehend an ihren Wohnort gebunden. 

Teilhabe und Lebensqualität im Alter hängen also 

nicht nur von bundesweit einheitlich geregelten 

Strukturen und Versorgungsstandards ab, sondern 

in großem Maße auch von der lokalen Infrastruktur 

und den sozialen Netzen am Wohn- und Lebensort. 

Die Daseinsvorsoge verschmilzt dann unweigerlich 

mit Aspekten der Lebensqualität und Zufriedenheit 

und wird so zu einer Daseinsvorsorgeplus, umfas-

send, wirkungsorientiert und gemeinschaftlich er-

bracht. Gemeinschaftliche Wohnprojekte, ambulant 

betreute Wohngemeinschaften, Nachbarschaftsini-

tiativen und Unterstützungsnetzwerke im Quartier 

sind wichtige Bausteine dieses erweiterten Verständ-

nisses von Daseinsvorsorge. 
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Im Prinzip benötigt das Leben im Alter vor 
Ort sowohl materielle als auch soziale Vor-
aussetzungen: 

Barrierearme Wohnungen, barrierearmes Wohnum-

feld, schnelles Internet, Mobilitätshilfen, Versor-

gung und Dienstleistungen bilden das materielle 

Grundgerüst. Hilfe- und Pflegedienstleistungen, 

Unterstützungsnetzwerke, Gemeinschaft und ge-

sellschaftliche Teilhabe, die Möglichkeit zu eigenem 

Engagement und Mitbestimmung sowie Kultur und 

Sport sind die sozialen Voraussetzungen für ein 

gutes Leben im Alter. 

Sie können ganz unterschiedlich von öffentlichen 

und privaten Akteuren organisiert und ausgestaltet 

sein. Orte der Gemeinschaft wie Dorfgemeinschafts-

häuser, Quartierszentren, Mehrgenerationenhäuser 

oder einfach nur der Dorfladen sind die Kristallisati-

onspunkte, an denen Angebote und Menschen über 

die Generationen zusammenkommen. Im Idealfall 

führt all dies zu einer solidarischen Gemeinschaft, 

in der es sich auch im Alter gut, eigenständig und 

selbstbestimmt leben lässt. Am Ende braucht es für 

dieses Leben und Wohnen in einer solidarischen Ge-

meinschaft eine gute Dorf- oder Quartiersentwick-

lung für alle Generationen, für die die Kommune 

eine besondere Verantwortung hat. 

Auch hier gibt es im niedersächsischen Förder-

programm „Wohnen und Pflege im Alter“ schöne 

Beispiele, wie Gemeinden diese Verantwortung 

übernehmen. 

Die Kommunen müssen allerdings nicht in 

jedem Fall selbst aktiv werden. Vieles kann auch 

aus der örtlichen Gemeinschaft heraus und von 

Unternehmen der Sozialwirtschaft getragen 

werden. Die Kommunen sollten jedoch mehr als 

bisher, sich zum Ziel setzen, solidarische Ge-

meinschaften und die dazugehörigen materiellen 

Voraussetzungen in den Dörfern und Quartieren 

anzustoßen und zu fördern.

Neben die Dienstleistungs- und Ermöglichungs-

kommune tritt dann eine motivierende, mo-
derierende, koordinierende Kommune, die 

sich als Partnerin von Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft versteht. Dafür benötigen gerade die 

kleinen ländlichen Gemeinden deutlich bessere 

Rahmenbedingungen: größeren Einfluss bei der 

Ausgestaltung und Koordinierung der Daseins-

vorsorge, finanzielle Handlungsspielräume, 

strategische Begleitung und Beratung sowie eine 

rechtliche Stärkung in ihrer Rolle und Verant-

wortung für ein gutes Leben im Alter in den 

Dörfern und Quartieren. 

Prof. Dr. Peter Dehne 
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Neubrandenburg 
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Wandel, regionale Daseinsvorsorge, koope-

rative Regionalentwicklung und strategische 

Planung. 



12

Das Konzept der ambulant betreuten 	
Wohngemeinschaft

Einen Themenschwerpunkt des Niedersächsischen 
Förderprogramms „Wohnen und Pflege im Alter“ 
bildet das Konzept der ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaft. Die Chancen und Potenziale, die mit 
diesem häuslichen und dezentralen Wohn-Pflegekon-
zept verbunden sind, sollen auf den folgenden Seiten 
detailliert dargestellt werden.

3

Ambulant betreute Wohngemeinschaften sind kein 

gänzlich neues Phänomen der häuslichen pflege-

rischen Versorgung. Bereits in den 1980er-Jahren 

wurden in Städten wie Bielefeld, Freiburg oder 

Berlin erste Wohngruppen für dementiell erkrankte 

Menschen initiiert und damit Alternativen zu stati-

onären Alten- und Pflegeeinrichtungen geschaffen. 

Eine Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 

Gesundheit schätzt die Anzahl ambulant betreuter 

Wohngemeinschaften in Deutschland Ende 2016 auf 

etwa 31001. Mit Blick auf die beschriebenen Her-

ausforderungen des demografischen Wandels kann 

das Konzept einen zukunftsweisenden Baustein der 

sozialen Daseinsvorsorge der Stadt- und Regional-

entwicklung sowie des Gesundheits- und Pflegema-

nagements darstellen.

Mit der Föderalismusreform von 2006 ist die Ge-

setzgebungskompetenz für das öffentlich-rechtliche 

Heimrecht vom Bund auf die Länder übergegangen. 

Seitdem haben sich in den Bundesländern für die 

Einrichtung ambulant betreuter Wohngemeinschaf-

ten sehr unterschiedliche gesetzliche Regelungen 

herausgebildet. In Niedersachsen wurde im Jahr 2016 

mit dem Niedersächsischen Gesetz für unterstützende 
Wohnformen (NuWG) die rechtliche Grundlage für das 

Modell neu gefasst. 

1 	 Klie, Thomas; Heislbetz, Claus; Schuhmacher, Birgit; Keilhauer, Anne; Rischard, Pablo; Bruker, Christine (2017): Ambulant betreute Wohngruppen. Bestand-
serhebung, qualitative Einordnung und Handlungsempfehlungen. Abschlussbericht. Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit. Hrsg. v. AGP 
Sozialforschung und Hans-Weinberger-Akademie. Berlin.
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